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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

~989 -07- 1 8 

zu .3'1-83 JJ 
betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 
Buchner und Mitunterzeichner vom 18. Mai 1989. 
Nr. 3783/J-NR/89, Hgeplante Erlassung einer 
Verordnung des Bundesministers für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr und des Bundesministers 
für Landesverteidigung. mit der die Luftverkehrs­
regeln 1967 geändert werden sollen (LVR-Novelle 
1989)" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

.1.!lL8..+J.q~m§..;i-_:Q.~.D.;'. 
Die im Zuge der Änderung der Luftverkehrsregelnbeabsichtigte 
Neustrukturierung des überwachten Luftraumes hat eine er­
höhte Sicherheit im Nebeneinander der durch die Flugsiche­
rung kontrollierten und der nach Sichtflugregeln fliegenden 
Luftfahrzeuge zum Ziel. Sie ist notwendig wegen der 
steigenden Zahl der Flugbewegungen. Seitens der Landesver­
teidigung wurden diesbezUglich keine Initiativen gesetzt. Die 
in diesem Zusammenhang erschienenen Pressemeldungen. wonach 
durch die Änderung der Luftverkehrsregeln "'rieffluggebiete" 
fUr die Landesverteidigung geschaffen werden sollen. ent­
sprechen nicht den Tatsachen. 

Z uJ.]:a 51 e---1..;.. 
BDient die geplante Ausweitung des Uberwachten Luftraumes und 
die Untergrenzenabsenkung im oa. Zentralraum TiefflugUbungen 
von Militärflugzeugen aller Art'?" 

Die beabsichtigte Änderung des Nahkontrollbezirkes Linz soll 
keine generelle Ausweitung bewirken: so wäre z.B. nach dem 
Entwurf der für die Allgemeine Luftfahrt wichtige Flugplatz 
Freistadt in Hinkunft nicht mehr innerhalb des Linzer Nah­
kontrollbezirkes situiert. Seitens des Bundesministeriums 
fUr Landesverteidigung wurde kein Antrag auf Änderung der 
Luftraumstruktur im ober8sterreichischen Zentralraum ein­
gebracht; die Frage, ob die beabsichtigte Maßnahme der 
Durchführung von TiefflugUbungen dienen solle. kann ich daher 
aus der Sicht des Bundesministeriums fUr 8ffentliche Wirt­
schaft und Verkehr verneinen. 
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z. u L~glruL.jL;" 
"Dient die Erweiterung der überwachten Anflugzone der 
gefahrlosen Landung der Draken-Abfangjäger in Linz-Hörsching. 
die lt. Medienberichten derzeit nicht möglich ist?" 

Nein. die Änderungen in der Ausdehnung des Nahkontrollbe­
zirkes Linz sollen nicht zur leichteren Landung von Militär­
luftfahrzeugen dienen. 

Z.lL.f);Ag,~t 
"Werden in Zukunft Saab-Draken Abfangjäger in Hörsching 
stationiert?fI 

Die Beantwortung dieser Frage fällt in die Zuständigkeit des 
Bundesministers für Landesverteidigung. 

Zu Frage 4: 
r1Warum soll der überwachte Luftraum so ausgedehnt werden, 
wenn internationale Flughäfen mit der dreißigfachen Verkehrs­
frequenz tz.S. Frankfurt) mit kleineren Uberwachungsräumen 
das Auslangen finden?" 

Ein Vergleich der österreichischen Luftraumstruktur mit jener 
in anderen Ländern kann aufgrund verschiedener 
geographischer, rechtlicher und verfahrensmäßiger Voraus­
setzungen nicht linear angestellt werden. Da Sicherheit 
oberstes Gebot der Luftfahrt bleiben muß. muß auch die 
Regelung der Lufträume stets entsprechend erfolgen. 

ZR_FragL~: 
"Warum soll die Uberwachungszone gerade nach Norden soweit 
ausgedehnt werden (Bereich Mühlviertel}?" 

Da sich ein großer Teil der InstrumentenabflUge und -anflüge 
in diesem nördlichen Bereich bewegt (flugstreckenbedingt) und 
bekannterweise im gleichen Gebiet Sicht flugverkehr, insbe­
sondere Segelflugverkehr stattfindet. ist es notwendig, die 
"Uberwachungszone1f auf diesen Bereich auszudehnen. Vor Er­
reichen bzw. nach Verlassen dieser nUbervJachungszone ll sind 
InstrumentenflUge in der Regel BO hoch. daß die Gefahr von 
Begegnungen mit SichtflUgen sehr gering ist. Es 'soll diese 
Gefahr durch eine Änderung der Luftverkehrsregeln - Trans~ 
ponderpflicht oder Verpflichtung zur Sprechfunkverbindung ab 
einer gewissen FlughBhe - noch weiter verringert werden. 
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ZJd .•. J'2.:l,:fiLq,!L.9",;" 
"Sollen die bestehenden Tiefflugschniesen (Gebiet Allensteig. 
westl. Waldviertel. nordöstliches Mühlviertel) mit dem Linzer 
Zentral raum bzw. Hörsching verbunden werden?" 

Auch diese Frage fällt nicht in meine Zuständigkeit sondern 
wäre an den Herrn Bundesminister fUr Landesverteidigung zu 
richten. 

. itJ,L.1.'..r.~-2:.. 
"Werden aufgrund dieser geplanten Verordnung sowohl Militär­
flugzeuge als auch Verkehrsmaschinen die Linzer Großindustrie 
und die Stadt Linz in geringer Höhe überfliegen. obwohl es 
eine Südanflugroute über wenig verbautes Gebiet gibt?ll 

Die Anflugverfahren für den Flughafen Linz werden durch die 
geplante Verordnung nicht betroffen. 

ZJ.l._ .. E.*:~.gsL~L;. 
"~Vie schätzen Sie die zusätzlichen Gefahren ein. wenn durch 
diese Verordnung die allgemeine Luftfahrt (kleine Motorflug­
zeuge. die nicht instrumentenflugtauglich sind) durch die 
Untergrenzenabsenkung in die Dreihundert-Meter-Zone gedrückt 
werden?" . 

Die nicht instrumentenflugtauglichen LUftfahrzeuge der 
Allgemeinen Luftfahrt sollen keinesfalls in den Bereich unter 
300 m über Grund "gedrückt" werden. Der gesamte Luftraum wäre 
nach wie vor befliegbar. aus GrUnden der Sicherheit ist 
lediglich die Einholung einer Freigabe vorgesehen. 

Zq FLage 9: 
"Warum sind die von der EnJei terung betroffenen ·ca. ein­
hundert Gemeinden von den geplanten Maßnahmen nicht ver­
ständigt worden, wenn selbst z.B. die Tierärztekammer. der 
6GB. das Statistische Zentralamt und der Alpenverein bzw. die 
Naturfreunde zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert 
~'Jurden?n 

Mein Ressort hat s~ch bei der Aussendung des gegenständlichen 
Entwurfes an den in den Richtlinien des Bundeskanzleramtes/ 
Verfassungsdienst über das Begutachtungsverfahren von Rechts­
vorschriften festgelegten Verteiler gehalten. Eine Beteilung 
einzelner Gemeinden ist in diesen Richtlinien nicht vor­
gesehen. 
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.z..).L .. fXst~gL~~.Q..L 
"Wird die weitgehende Einschränkung des Segelflugbetriebes in 
diesem Raum durch die geplanten Maßnahmen bewußt in Kauf 
genommen, Neil militärische Interessen Uberwiegen?" 

Von einer weitgehenden Einschränkung des Segelflugbetriebes 
kann nicht gesprochen werden; die im Interesse der Sicherheit 
vorzunehmende Trennung zwischen Instrumenten- und Segelflug­
betrieb wUrde fUr beide Seiten leichte Beeinträchtigungen 
nach sich ziehen, wobei der Segelflug durch die Notwendigkeit 
der Anmeldung bei der Flugsicherung und gewisser Einschrän­
kungen in unmittelbarer Nähe des Verkehrsflughafens betroffen 
wäre. Militärische Interessen sind fUr meine Entscheidung 
nicht ausschlaggebend. 

Z.1LJJ);:fJ9§_1_L;" 
"Hängt die analoge Ausc1ehung des Uberwachten Flugraumes in 
Graz und Salzburg ebenfalls mit militärischen Interessen 
zusamrnen?1I 

Das fHr den Bereich Linz Gesagte gilt analog auch fHr die 
Nahkontrollbezirke Graz und Salzburg. 

Wien, 
Der 
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